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1o Gesetgz:
Rechtssatz:

2. Gesetz:
Rechtssatz:

3. Gesetzs

Rechtssatz:

hktenzeichénz

Stvg § 7 Avs. 3

Zur Haftung des Kraftfahrzeughalters bei Schwarz~
fahrten,

St¥o § 23

Ist es zur Sicherung des Verkehrs erforderlich,
so muB ein haltendes Kraftrad bei Dunkelheit

auf die in § 23 Abs. 2 StVO bestimmte Weise kennt-
lich gemacht oder aus dem Verkehrs~ und Gefahren-
bereich der StraBe herausgebracht werden, wenn
die Beleuchtung entsprechend der Vorschrift des

§ 23 Abs. 1 StV0O bei stehendem Motor nicht még-~
liCh iﬂto

8tv@ § 7; Straffreiheitsgesetz vom 17.Juli
1954 § 19

Nach den Grundsiéitzen der Entscheidung vom

17.Mai 1957 ~ VI ZR 63,56 ~ kann der Unfall-
verletzte die durch AnschlieBung als Nebenkléger
im Strafverfahren entstandenen Aufwendungen
auch dann nicht unter dem Gesichtspunkt des
Schadensersatzes von dem beschuldigten Kraft—
fahrer oder Fahrzeughalter erstattet verlangen,
wenn das gegen den Kraftfahrer eingeleitete
Strafverfahren auf Grund des Straffreiheits~
gesetzes vom 17.Juli 1954 eingestellt worden

ist,

VI ZR 300,56

Urteil des BGH vom 24.September 1957 - 0LG Disseldorf



Vi 2R 300,"56; o /}

P o e o B G S g . /

kiindet am 24.September 1957
s Justizobersekretdr als
. Urkundsbeamter der Geschéftsatelle.

Im, Namen des Volkes
In dem Rechtestreit

des Kaufmanns Karl B @D Jr. 1in _9 P— .

b o> .
.Beklagten, Berufungskligers und Revisiongkliigers,

~ ProgeBbevollmdchtigter: Rechtsanwalt Dr .-

gegen

den Bergmwann August SEJNNGGNGGD i» v@l/Yirrh.,
s Strete @,

Kléger, Berufungsbeklagten und Revisionabeklagt_en,
~ ProgeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt (D -

hat der VI.Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die
miindliche Verhandlung vom 24.September 1957 unter Mit-
wirkung des Senatsprésidenten Prof.Dr;MeiB und der
Bundesrichter Dr.Engels, Dr.Meyer, Hanebeck und Dr.Bode

fir Reéht erkannt:

Auf {die Revision des Beklagten wird das Urteil
dea 1.Z2ivilsenats des Oberlandesgerichts in
Dilsseldorf vom 8.November 1956, soweit es ihn
betriffi, sufgehoben. )

Soweit der Xléger Zahlung von 150 DM zum Ersatz von
Kosten der Yebenklage in dem Strafverfahren



Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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10-20.0

6 Ms 163/53 StA Duisburg verlangt, wird auf die
Berufung des Beklagten das Urteil der 3.2ivilkam..
mer des Landgerichts in Duisburg vom 13.Mérz 1956
abgeiindert und die Klage abgewiesen,

Im iéibrigen wird die Sache zur anderweiten Verhand~
lung und Entscheidung, auch ilber die Kosten der
Revision, an das Berufungsgericht zuriickverwiesen.
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Tatbestand:
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Der Kidger wurde in der Nacht zum 9.November 1953% ge-
gen 0.25 Uhr auf der RUmersiraBe in Walsum von dem in siid-
licher Richtung fahrendén Personenkrafiwagen des Beklagten
angefahren und schwer verletzt, als er am Gstlichen Rande
der etwa 6,5 m breiten und durch einen weiBen Markierungs-
strich von dem anschliefenden etwa 2 m breiten Radweg ab~
gegrenzten Pahrbahn die Ziindkerzen seines unbeleuchtet da-~
stehenden 98-ccm-Motorrades guswechsgelte. Der Kraftwagen
befand sich auf der Riickkehr von einer Pahrt, den die ge-
schiedene Ehefrau des Beklagten zum Besuch des Optiker-
meisters Johannes Scijjilh eines Geschéfisfreundes des Be-
klagten, in Milheim~Ruhr und weiter nach Walsum zu einem
Kunden des Soffffffuit anschlieBender Rast in einer Gast-
wirtechaft von Gotterswickerham unternommen und bei der sie
auf der Pahrt das Steuer des Wagene dem Scifi] uber~
lassen hatte.

Wegen der Unfallfolgen hat der Kliger Scijiilj und den
Beklagten als Gesamtschuldrer auf Zahlung von.4417,44 DM
in Anspruch genommen und ihre gesamtschuldnerische Haftung
fiir allen weiteren Unfallschaden festzustellen beantragt.
von ScfjB bet der Kldger auch ein Schmersensgeld 7erlangt.

Der Beklagte ist dem Klagebegehren mit der Behauptung
entgegsengetreten, es habe sich um eine Schwargfahrt genandelt.
Auch hat er ebenso wie Sc- eingewendet, den Xlidger treffe
ein eigenes Verschulden an seinem Unfall,

It



Das Landgericht hat die Zahlungsanspriiche gegen den Be-
klagten und Scilil} dem Grunde nach fiir gerechtfertigt erklart
und dem Feststellungsbegehren entsprochen,

Das Oberlandesgericht hat die Entscheidung mit der
Einschréankung bestdtigt, daB der Beklagte nur im Rahmen des
StraBenverkehrsgesetzes hafte und die Peststellung sich nur
auf kiinftige Unfallschiéiden beziehe, soweit nicht die Anspriiche
auf offentliche oder private Versicherungstréger iibergegan—
geh gseien oder iibergingen.

e

Mit der Revision erstrebt der Beklagte weiterhin die
Abweisung der gegenm ihn gerichteten Klage.

.Dexr Klidger beantragt, dig Revision gzuriickzuweisen, '

A S P G W G S B PR S T G S S, e e s by

Entscheidungsgriinde: #
1, Das Berufungsgericht hat die Schadenshaftung des
Beklagten nach § 7 Abs. 1 StVG mit Recht bejaht. ‘
o
Unstreitig ist der Beklagte Halter des Personenkraft-~
wagens, bei dessen Betrieb der Kliger verletzt worden ist.
Nach § 7 Abs. 3 Satz 1 StV ist ein Kraftfahrzeughalter nun
‘allerdings.von der Schadenshaftung frei, wenn ohne sein
Wissen und seinen Willen jemand anders das Pahrzeug benutzt;
die Haftung trifft in. einem solchen Falle den Benutzer statt

_ den Halter, Doch gilt dies nach § 7 Abs. 3 Satz 2 Stve
nicht und bleitt die Hafiung des Pahrzeughalters bestehen,

Ap— e+ e coa——




wenn der, Benutzer von ihm fiir den Betrieb dea Kraftfahr-
zeugs angesfellt oder wenn ihm das Pahrzeug vom Halter iUber-
lassen worden ist. Eine Sachlage dieser Art hat das Beru~
fungsgericht hier fiir gegeben gehalten.

Wie es festgestellt hat, ist zwischen dem Beklagten
und seiner frilheren Ehefrau, die nach Scheidung der Ehe
unstreitig in seinem Geschidft weiter tétig geblieben ist,
schriftlich abgemacht gewesen, da8 sie zwecks privater Aus-
fahrten gleiches Recht auf den Wagen habe wie er und daB

man sich nur von Woche zu Woche hieriiber versténdigen miisse.

Der Beklagte selbst hatte hierzu vor dem Berufungsgericht
weiter erklért, seine Frauw habe den Wagen werktags im we-~
sentlichen zu Geschéftsfahrten in Diisseldorf und Benrath
benutzt, samstags und sonntags habe er sich mit ihr in der
Benutzung des Wagens abgewechselt; in der Ungliicksnacht habe
sich seine Prau den Wagen "quasi mit seiner Erlaubnian" ge—~
nommen, es sei wohl der Tag gewesen, an dem ihr der Wagen
zugestanden habe. Das Berufungsgericht hat demzufolge als
erwiesen angesehen, daB der Beklagte den Kraftwagen seiner-
geschiedenen Ehefrau zur Benutgzung iiberlassen hat.

Die Revision tritt dem mit der Riige entgegen, das Be-
rufungsgericht habe unter VerstoB .gegen § 286 ZPO unbeachtet
geiassen, daB der geschiedenen Ehefrau des Beklagten nach
geinem unter Beweis gestellten Vorbringen im Schriftsatz
vom 22.Juni 1956 Privatfahrten generell verboten gewesen
seien. Die Riige ist schon darum unbegriindet, weil die Re~
vision iibersieht, daf der Beklagie in dem angefiihrten
Schriftsatz nur behauptet hat, seine gesohiedene Ehefrau
habe das Fahrzeug nicht ohne vorherige Riicksprache mit ihm

XY
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fiir Privatfahrten auch auBerhalb des Stadtgebietes_ von
Diusseldorf benutzen diirfen. Die Gebrauchsiiberlassung des
Wagens als solche ist vom Beklagten in jenem Schriftsatz
also ebensowenig wie bei seiner spidteren Anh8rung vor dem

Berufungsgericht bestritten worden.

Das Berufungsgericht hat als richtig unterstellt, daB
der Beklagte entsprechend seiner Darstellung seiner Ehefrau
auferlegt hat, zur Schonung des Vagens ohne seine ausdriick- H
liche Genehmigung grundsétzlich nicht Uber das Stadtgebiet
von Diisgseldorf hinauszufahren und die PFilhrung des Wagens "
keinem anderen zu iiberlassen. Es ist der Ansicht, daB die
Schadenshaftung des Beklagien hierdurch nicht berithrt wer-
de; gegeniiber dem Beklagten als Halter bedeute es keine
GebrauchganmafBung am Fahrzeug, daB seine geschiedene Ehe~
frau die Pahrt weiter ausgedehnt habe und SG|II|'den Wagen
habe steuern lassen.

" Dieser suffassung ist beizutreten. ‘ r

Wie. bereits erwdhnt, ist die in § 7 Abs. 1 StVG bestimmte
Haftung des Kraftfahrzeughalters auch im Falle einer ohne
sein Wissen und seinen Willen erfolgender Benutzung des Q’-
. Pahrzeugs - einer §chwarzfahrt - nicht nach § 7 Abs. 3 :
Satz 1 StVe ausgeschlossen, wenn der Benutzer vom Fahrzeug-
halter fiir den Betrieb des Kraftfahrzeugs angestellt oder
ihm das Pahrzeug vom Halter iiberlassen worden ist. Es kommt
in eigpm"solchen Palle nicht darauf an, ob dem Benutzer von
dem ‘FPahrzeughalter Benutzungsbeschrinkungen auferlegt wor~ '
den sind, Gerade die Nichteinhaltung etwaiger Beschrénkun-
gen ist-geeignet, die Benutzung des Pahrzeugs als Schwarz-
fahrt erscheinen zu “assen. Dennoch soll der PFahrzeughalter
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nach dem Willen des Gesetzes haften, und zwar darum,weil er
dem Schwargzfahrer durch sein Vertrauen die tatsédchliche Be~
nutzungsmoglichkeit eingerdumt und damit die Gefdhrdung
dritter Personen ermdglicht hat (BGHZ 5, 269 ,273/).Wird
das Vertrauen, das er dem Benutzer des Wagens geschenkt hat,
wifbraucht, so muf er den Schaden tragen, nicht aber der-~
jenige, der bei dem Unfall verletst worden ist (vgl. die bei
Miiller, StraBenverkehrsrecht 20.Aufl. S.262 wiedergegebene
Gesetzesbegriindung),

.Mit Recht hat das Berufungsgericht daher angenommen,
daB der Beklagte von seiner Haftung als Kraftfahrgeughalter
nicht darum befreit ist, weil seine geschiedene Ehefrau mit
dem ihr liberlassenen Wagen ohne vorherige Einholung seines
Einverstiindnisses den Stadtbezirk von Dilsseldorf verlassen

- hat, Seine Haftung hat es auch nicht zum Erldschen gebracht,

dal sie bei der Pahrt die Lenkung des Wagens zeitweise ihrem
Begleiter SCii tberlassen hat. Sie hat sich hierdurch der
tatstiichlichen Herrschaft des Pahrzeugs nicht begeben, son-~
dern Schink nur bei der Bedienung des Wagens an ihrer

Stelle thHtig sein lassen und nicht aufgehdrt, selbst die
Benutzerin des Wagens zu sein. Das aber ist entscheidend.
Denn 14B% derjenige, dem vom Halter das Fahrzeug iberlassen
worden ist, einen anderen mit diesem fahren, so bleibt die
Schadenshaftung des Halters nach § 7 Abs. 3 Satz 2 S8tV¢ doch
aufrechterhalten, wenn die: Benutzereigenschaft' dessen, dem
der Halter das Fahrgeug iiberlassen hat, fortdauert (Miiller

-aa0 S. .263; Wussow, Unfallbhaftpflichtrecht 5.Aufl. 8.199).

Hierfiir kommt es aber nicht darauf an, ob er selbst das
Steuer des Fahrzeugs fiihrt (vgl. BGHZ 5, 269 /2747),sondern
ob er das Fahrzeug mittels seiner motorischen Kraft sich
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als Fortbewegungsmittel dienstbar macht und die Verfiigungs-
gewalt dariiber ausiibt (BGHZ 22, 293./300 £7).

Die Revision meint demgegeniiber, bei der Fahrt der
geschiedenen Ehefrau des Beklagten habe es sich um eine
"verbotswidrige AnmaBung" gehandelt; sie will darauf ab-
stellen, ob der Beklagte entlastet ist, und vertritt die
Ansicht, diese Frage sei ebenso wie im Palle der Entschei-
dung des Senats vom 21.Dezember 1955 VI ZR 261/53,

VersR 1956, 211 zu bejahen. Den Gedankengidngen der Revision
kann nicht gefolgt werden. Hitte sich die geschiedene Ehe~ ),
frau des Beklagten chne Einversténdnid des Beklagten in den
Besitz des VWagens gesetzt und sich hierdurch die Benutzungs-
moglichkeit eigenmichtig selbst verschafft, so wiirde der
Beklagte allerdings nach § 7 Abs. 3 Satz 1 _Halbsatz 2 Stve
nur haften, wenn die Benutzung des Fahrzeugs durch sein
Verschulden ermtglicht worden widre, So ist der Sachverhalt
hier aber nicht gewesen. Vielmehr hat der Beklagte .den Wagen

" geiner geschiedenen Ehefrau iberlassén und ihr nach seiner
vom Berufungsgericht als richtig unterstellten Behauptung
nur auferlegt, sich bei der Benutzung in den angegebenen
Grenzen zu halten. Anders als in dem Falle der von der
Revision angezogenen Entscheidung war hier der geschiedenen
Ehefrau des Beklagten die Benutzung des Wagens also vom )
Beklagten selbst eingerdumt und weithin freigestellt worden.
Mag sie die ihr gesetzten Grenzen auch iiberschritten haben,
g0 hat sie sich den Gebrauch des Wagens als solchen doch
nicht unbefugt angemaflt..Da8 der Beklagte fiir den einge-
tretenen Schaden nach § 7 Abs. 1 Abs. 3 Satz 2 StVG zu haften
het, kann daher nicht zweifelhaft sein. '
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Wie das Berufungsgericht zutreffend ausgefiihrt hat und
diie Revision auch nicht in Zweifel zieht, ist die Schadens-
ftung des Beklagten auch nicht nach § 7 Abs. 2 StVG aus—

Ztsehlossen.

2. Das Berufungsgericht hat eine schuldhafte Mitver—
rsachung des Unfalls durch den Kléger nicht fiir bewiesen
gehalten. .Es hat festgestellt, daB das Motorrad am #uBer-
ten Rande der -~ in PFahrtrichtung des Kraftwagens gesehen -~
Jinken Fahrbahn entweder direkt auf oder mindestens unmit-
elbar neben dem die Fahrbahn von dem Radweg abgrenzenden
eiBen Strich gestanden und der Kliger danebengehockt hat.
ine schuldhafte Mitverursachung konne, s0 hat das Beru-
ungsgericht weiter ausgeftihrt, auch nicht daraus abgeleitet
erden, daB das Motorrad nicat beleuchtet gewesen sei; diese
t Pahrgeuge, fir die nur bei laufendem Motor eine Be-
euchtungsmiglichkeit bestehe, sei némlich behdrdlich ab-
enommen. Der Hinweis des Beklagten, daB der Kliger die
eparatur im angrenzenden Wiesengelénde hdtte ausfithren sol-
en, liege auflerhalb jeder Betrachtungsweise. DaB8 der Kl&ger
nter Alkoholeinwirkung gestanden habe, sei vom Beklag-

en nicht bewiesen. Das Berufungsgeiibht ist der Ansicht,

er Unfalil sei fiir den Kléger ein unabwendbares Ereignis
ewesen; jedenfalls sei aber die Betriebegefahr des Per-
sonenkraftwagens bei dem Verschulden seines Lenkers SCYlP
; verglichen mit der Betriebasgefahr des Motorrades so Gber—

, Flegend da es nicht gereohtfertlgt sei, den Klager zuyr

l Schadenstragung mitheranszusiehen., ’

1

'~

Diese Erwiigungen sind nicht frei von reehtlﬁchgn Be-~
denken.




Fach § 23. Abs. 1 Stvo mdsaen von Hereiﬁbrechen der
Dunxolhe;t an, oder wenn die Witterung es erfordert, die fiir ;
Fahrznuge vorgeschriebenen Be;euchtungseinrichtungen in Be-~- 'ﬁ i{}
trieb gesetzt werden; dies giit such fiir abges,ellte Fahr~ | = QEQ
zeuge, wenn sie nicht durch sndere Lichtquellen ausreichend g
teieuchtet sind. Sind wig bei dem Motorrad des Kikgers die

vorgeschriebenen Beléuchtungseinricﬁtunben vbn solcher Art, ‘ %§;
daB eine Beleuchtung be1 stehendem 3o tor unméglich ist, R if'
80 bleibt die BeSuimmung des § 23 Abs. 2 StVO maBgebend, wonach il
heltende eder liegengebliebene Pahrzeuge, wenn -es zur _f‘
Sicherung des Verkehrs erforderlich ist, durch besondere DM
q;cherungBLampen, Packelr oder Zhnliche Beleuchtungsein— - 9fi
richtungen ‘oder durch rickstrahlende Warneinrichtungen auf =~ -J&:}
ausreichende Entfernung kenatlich gemacht werden mﬁssen.. ’.'fﬁ'
" Das Berufungsgericht hat die Sachlage unter diemem’ Gesichta— i. ?§i
Jpunkt nicht geprﬁf Es bat dsher auch. keine ?eststolxungen - 52;
getroffen, auf Grund deren beurteilt ‘werden ktnnte, ob nach i?e
Art und Umfang des Verkehrs auf der StraBe in Jener Fachi- o ;f:
' stunde 2u éessen Sicherung eine Beleuchtung des !btorrades 'ngi
des KlEgers erforderlich ﬂewesen wareo Die Frage wiirde nicht ig;
schon darum verneint werden konnen, weil das Motorrad un- '?'?f
.m+tte1bar auf oder neben dem Begrenzungsstrich zwiechen . {%%
Fahrbahn und Radweg gesoanden hat, Dean auch an dieser E fﬁi
Steile konnte, zumal bei der Hdhengleichheit von Fahrbahn Qi‘},;
und Redweg, sowohl ein Verkehr auf dem Radweg ala auch ins- e

besondere eln in nﬁrdlicher Richtung gehender Fahrzeugver— ,
kehr auf der Fahrbahn darch das. abgestellte Motorrad behinder: E i

L

und gefdhrdet werden. Vire eine Be;euch*ung erforderlich g 28

- gewemen, so Litte der ‘Kigger, falls er keine Zempe’ zur Hend N
hatte, das ﬁo‘orrad hier nicht zur Reparatur abste11en diir- .352

fen, sonde*n ‘es 50 aieeem Zweck, wie es. ﬁberhaupt das
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"’Nachstliegende gcwesen ware, aué dem Ve?kehrs- und Geiahren-..f:
rberelch der Straﬁe herausbringen mussen, Warum dies nlcht . s
angangig gewesen sein sollte, hat das Berufungsgericht in “°--3~
. .keiner Welse dargelegt. Nach. der polizeillchen Verkehrsun~’;ff.ff
'ftfa¢¢skizze 1n den Strafakten. 6 Ms 163/53 StA Duisburg, auf ' ; ‘
‘deren Inhalt sich das Berufungsgericht'bezogen hat, ‘be~ . .. ¥
fand ‘sich auf der westlichen Seite der StraBe ein.2.m Tt
. brelter Gehweg und anschlleaend ein 3 o bre;ter Granstrelfen. f&?

RPUATIR T : ; . .<”‘-‘-~.-.. S

_ Da sich der Klager bei seinem Motorra& auf der StraBe‘
au gehalten hat, wire auch ‘zu prifen gewesen, ‘ob, ihin nicht )
ein VerstoB gegen § 1 vao zur Last falltg Eine solche An~ . = .:
‘nghme wire insbesondere dann nicht von der Hard zu weisen, s
_wenn er, woruber das Berufungsgerlcht keine klaren Fest- - 7
tstellungen getroffen hat, ‘auf der dér Eaﬁfbahn -Zugewandten -
Beite neben dem Motorrad gehockt una ‘aich- 1nfolgedessen N
im Raum der Fahrbabn seibat befunﬂen hat.‘“"

~,‘., 3

' "nas din schmildhaftes }fefkéifén ‘des ﬁiggefs und seine .. '
Mitursschlichkeit fiir den Unfall vom Berﬁfﬁhgséeriéht ver- RN
‘neint worden 1st, hdlt der rechtllchen Nachprdfung hiernaoh RN
' nicht stand,” Darum hat auch die Annahme des Berufungsgerichts o
keinen Bestand daf der Unfall ein fir den Kliger unabwend- .. .u

bares E Ereignis gewesen sei. Aber auch die H11¢serwagung, . g,%
mit der das Berufungsgerlcht eine Beteiligung. des: Klagers f:°“f7

an seinem Schaden abgeiehnt hat, 18Rt sich nich% halﬁen, well

es bei’ihr infolge des dargelegten Rechtsirrtums daven ausge~ iif
gangen ist, daB auf seiten -des Klﬁgers nur die ]3e1::r"iea'lnesgeii’ahr.:‘.’-,-,“t
seines'Eotorrades in die %hagschale zu werfén sel. Ob und in- gﬂf§
welcnem ¥a8 dem’ Klager ein Verschulden zur Iast ;allt urd ’“

Zur Verursachung~aea jn_a¢-s belgetragen.haz, beﬁarf weiterer ,;m
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tatrichterlicher Eroérterung und Peststellung, wie es danach
auch Avfgabe des Iatrlﬂhters 1st, auf Grund des grgebnisses
der weiteren Klarsuexlangen abzuwdgen, ob und 1nwi°we1t gemaﬁ
& 17 8EV6 eine Scnadenscelaung einzuireten hat, N

. 3
- . "

v

30 Hit seinem ZahlungsaLsprucn hat oer Kldger u, a. 150 EM
an Kogsten der N°benklege in denm Strafverfahren gegen Sc‘lllli
5 Ms :63/53 Sta Duisnurg ex setzt verlangt. Dieser Teilanspruch
ist unbegriindev.: S ~ '::{’ ‘

Wie der erxcennenan Senat in seinem Urteil vom 170Ka1 1957 ﬁb_~

_ VI ZR 63/56 ~ fVersR 1957, 599) grundsitzlich entschieden

hat, kommu der Kos% Senregelung des Strafprozessea im Verhaltnls
zwischen Nebenk dger ungd Angeklagtem eine abschlieBende Be~
deutung zu. Infolgedessen ist in dem Faile aenes Urteils
die &og;1chke1t veineint worden, das. der Verletzte von dem
im Surafverfahren frelgesprochenen Schédiger die durch An~‘
schiiefung als Nebenkldger im StrafprozeB- entstanuenen Auf~"’
‘wendungen unter dem Gesichtspunkt des Schadensersatzes er-
stattet. verlangen kana. Der’ dort entwickelte Rechtsgrund—
satz. ist in seingn Aasw1rkungen aber nlcht auf den Fall einer
Prelsnrechunp des Schédigers beschrénkt, Br mus auch in i~ - . .
nem Falle wie bier zur Anwendung kommen, w6 das Strafver— . = - ‘L
fahren guf Gruud des atraffrelheibsgesetzes vom 17.Jull 1954 QB
elnoeSu,*lt worden ist. Wegen der Kosten dér Nebenklage greift
die Bestimmung des § 19 dieses Goseuaes ein, wonach -das Ge-
richv in dem Strgfverfahren die dem Nebenkliger und dem Be- I
schu’digsen ervachsensn notwendigen Auslegen angemessen ver-
teilen oder nach pflichigemiBem Ermessen einem der Betei~
ligten auferlegen kann, Neben der Moglishkeit, auf dem hier -
bestimmten Wege Gurch Enischeidung des. Strafricniers zu einem

et
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'nrstattung von Kosten der Nebenklage Keiii Raum. Etwas ande~
res kann hier aucn nlcht darum Se;ten, weil das Strafver-?‘.

) fahren nur gegen Schinx und nicht auch gegen den Bekiagten.

’ stattgefunden hat. Denn wenn ‘schon nlcht einmal gegen den im
Strafverfahren Beschuldlgten unter. dem Gealchtapunkt des Scha—
densersatzes ein Anspruch auf Erstattung von Kosten der Ne—

benklage geltend gemacht verden kann, go erat recht nicht ge~ -

gen eine Person, gegen die slcn das. Strafverfahren und die
Nebenkl age gar nlcnt gerLchtet haben. , }'r. - ?- b 73{

o we . . ., -.., "

soweit das Berufungsgericht neben den ubrigen Schadgns~‘
'ersatzanspruchen des Klagers auch den Anspruch auf Ersatz der
Nebenk*agekoaten dem Grunde nach fiir gerechtfertlgt erklart

bat, muR éas Erbell daher aufgehoben und dle Klage abgewiesen,-.

werd:na Cea e e . . _ "s:: M ’.. .. ...\.\

In ubrigen muB 016 Sache entsprechenﬂ ﬂen obigen Darle—“
gungen zur erneuten Verhanalung und dntscheidung an das Bew‘
jrufungsgerlcht zurdckverwiesen werdeno :ffdm; o \

Die Entscheidung iibexr die Kasten der Rev131on blelbt dem‘
Berufungsger;cht vorbenaltena; T J; : ‘

-

weis - . ¢ Engels { LA DroK.E.Méyer
U maeven o n maedel.
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	Hamen des Volkes In dem Rechtsstreit

	.Beklagten, Berufungsklägers und Revisionsklägers, - Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

	den Bergmann August SflMHVHBHMHl in V^Bfcf/Hdrrho, ScflHHHI Straße

	für Recht erkannt*



